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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Rita Grießhaber, Gerald Hafner und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Abgeordneten Roland Sauer 
(Stuttgart), Uta Titze-Stecher, Dr. Burkhard Hirsch und weiterer Abgeordneter 
- Drucksachen 13/6100, 13/9740 - 


Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der Nichtraucher 
(Nichtraucherschutzgesetz - NRSG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der Nichtraucher 
(NRSG) wird durch einen neuen § 5 (Aufklärungspflicht des 
Arztes) ergänzt; 

.§5 

Aufklärungspflicht des Arztes 

Stellt ein Arzt bei Kindern unter 14 Jahren gesundheitliche 
Schäden fest, die auf Passivrauchen zurückzuführen sind, ist er 
verpflichtet, die Erziehungsberechtigten auf diese festgestellten 
und mögliche weitere darauf folgende gesundheitliche Beein- 
trächtigungen hinzuweisen, soweit dem nicht besondere Umstän- 
de des Einzelfalls entgegenstehen. " 

2. Die bisherigen §§ 5 bis 7 werden die §§ 6 bis 8. 

3. Der Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der Nichtraucher 
(NRSG) wird durch einen neuen Artikel 2 ergänzt: 

, Artikel 2 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit (Ju- 
gendschutzgesetz - JÖSchG) vom 25. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 425), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3168), wird wie folgt geändert: 

§ 4 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt ergänzt: 

„In der Öffentlichkeit dürfen alkoholische Getränke und Tabak- 
waren nicht in Automaten angeboten werden. ' 

Bonn, den 4. Februar 1998 

Rita Grießhaber 
Gerald Hafner 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

1. Rauchen ist für Kinder und Jugendliche noch gesundheits- 
schädlicher als für Erwachsene. Sie werden früher und nach- 
haltiger geschädigt: Chronische Bronchitis, das Entstehen von 
Kanzerogenen und Sucht sind die Hauptfolgen aktiven Rau- 
chens. 

Nach Aussage der Deutschen Hauptstelle gegen die Suchtge- 
fahren e. V. ziehen sich ca. 80 % der Kinder und Jugendlichen 
ihre Zigaretten aus dem Automaten. 

Die vom Bundesverband Deutscher Tabakwaren-Großhändler 
und Automatenaufsteller (BDTA) eingegangene Selbstbe- 
schränkung, Zigarettenautomaten nicht mehr im direkten Um- 
feld von Schulen und Jugendzentren aufzustellen, ist somit un- 
zureichend. 

Bereits bei der Novellierungsdiskussion zu dem Jugend- 
schutzgesetz in der 10. Wahlperiode wurde die Forderung nach 
dem Automatenverbot gestellt und von allen Fraktionen be- 
grüßt, jedoch nicht verabschiedet. 

Ein solches Automatenverbot für Straßen und öffentliche Ein- 
richtungen ist demnach die konsequente Folge des öffentlichen 
Rauchverbotes für Kinder und Jugendliche. 

2. Der Gesundheitsgefährdung durch Passivrauchen sind beson- 
ders Kinder schutzlos ausgeliefert. 

Passivrauchen führt bei Kindern zu einer vermehrten Anfäl- 
ligkeit für Atemwegserkrankungen, wie chronische Bronchi- 
tis, Lungen- oder Mittelohrentzündung. Darüber hinaus be- 
günstigt das Passivrauchen die Entstehung von Asthma. 

Eine besondere Verantwortung kommt in diesem Zusammen- 
hang den Ärzten zu, die kranke Kinder behandeln. Sie sollen 
gesetzlich angehalten werden, zum Schutz der Gesundheit des 
Kindes die Erziehungsberechtigten auf die Notwendigkeit ei- 
ner Änderung ihrer Rauchergewohnheiten hinzuweisen, so- 
fern diese eine Ursache für die Erkrankung bilden. 
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